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(3) Die Urkundsvermessungsberechtigung kann zuerkannt 
werden:
1. für die Dauer des Arbeitsreehtsverhältnisses,
2. für einen bestimmten Zeitraum oder
3. für die Ausführung bestimmter vermessungstechnischer 

Arbeiten.

(4) Die Zuerkennung der Urkundsvermessungsberechtigung 
bedarf der Schriftform. Sie ist dem Vermessungskundigen zu 
übergeben.

§ 6
Zuerkennungsbefugnis

(1) Die Urkundsvermessungsberechtigung kann zuerkannt 
werden:
1. durch den Leiter des Liegenschaftsdienstes des Rates des 

Bezirkes Mitarbeitern des Liegenschaftsdienstes des Rates 
des Bezirkes und der im § 3 Abs. 2 Ziffern 3 bis 5 genann­
ten Vermessungseinrichtungen;

2. durch den Generaldirektor des VEB Kombinat Geodäsie 
und Kartographie Mitarbeitern des Kombinats.

(2) Der Generaldirektor des VEB Kombinat Geodäsie und 
Kartographie kann den Direktoren der VEB Geodäsie und 
Kartographie die Befugnis übertragen, Mitarbeitern dfes Be­
triebes die Urkundsvermessungsberechtigung zuzuerkennen.

§7 .
Aberkennung

(1) Die Urkundsvermessungsberechtigung kann bei einem 
groben Verstoß des Vermessungskundigen gegen die Vermes­
sungsvorschriften oder einer anderen schwerwiegenden 
Pflichtverletzung des Vermessungskundigen aberkannt wer­
den.

(2) Die Aberkennung der Urkundsvermessungsberechtigung 
bedarf der Schriftform. Sie ist zu begründen und dem Betrof­
fenen zu übergeben.

(3) § 6 gilt entsprechend.
§ 8

Beschwerde gegen die Aberkennung
(1) Gegen die Aberkennung der Urkundsvermessungsbe­

rechtigung kann Beschwerde eingelegt werden. Der Betrof­
fene ist darauf hinzuweisen, daß er- Beschwerde einlegen 
kann.

(2) Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 4 Wochen, 
gerechnet vom Tage des Zuganges der Aberkennung, schrift­
lich unter Angabe der Gründe bei dem Leiter einzulegen, der 
die Urkundsvermessungsberechtigung aberkannt hat.

(3) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung.
(4) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 

2 Wochen, gerechnet vom Tage des Einganges der Beschwerde, 
zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vol­
lem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb der Frist von 
2 Wochen dem übergeordneten Leiter zur Entscheidung vorzu­
legen. Der Einreicher der Beschwerde ist davon in Kenntnis 
zu setzen. Der übergeordnete Leiter hat innerhalb einer Frist 
von weiteren 2 Wochen über die Beschwerde zu entscheiden. 
Diese Entscheidung ist endgültig.

(5) Kann im Ausnahmefall die Entscheidung nicht fristge­
mäß getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwischenbescheid 
zu geben, in dem die Gründe und der voraussichtliche Ab­
schlußtermin mitzuteilen sind. Die Entscheidung über die 
Beschwerde bedarf der Schriftform. Sie ist zu begründen und 
dem Einreicher der Beschwerde zu übergeben.

§9
Erlöschen

Die Urkundsvermessungsberechtigung erlischt:
1. durch den Tod des Vermessungskundigen,
2. mit der Beendigung des Arbeitsrechtsverhältnisses gemäß 

§ 5 Abs. 3 Ziff. 1,

3. durch Zeitablauf gemäß § 5 Abs. 3 Ziff. 2,
4. mit der Beendigung der vermessungstechnischen Arbeiten 

gemäß § 5 Abs. 3 Ziff. 3 oder
5. durch Aberkennung gemäß § 7 Abs. 1.

§10
Mitteilungen an den Liegenschaftsdienst

(1) Bei der Zuerkennung der Urkundsvermessungsberechti­
gung haben der Generaldirektor des VEB Kombinat Geodäsie 
und Kartographie und die Direktoren der VEB Geodäsie und 
Kartographie dem Liegenschaftsdienst des zuständigen Rates 
des Bezirkes folgende Angaben mitzuteilen:
— Name, gegebenenfalls auch Geburtsname, Vornamen, Ge­

burtsdatum, Nummer des Personalausweises für Bürger 
der Deutschen Demokratischen Republik, Wohnanschrift 
(Hauptwohnung), Qualifikation, Betrieb und Produktions­
bereich des Vermessungskundigen;

— in den Fällen gemäß § 5 Abs. 3 Ziffern 2 und 3 außerdem 
die zeitliche Befristung der Urkundsvermessungsberech­
tigung oder Gegenstand, Ort und Zeitraum der vermes­
sungstechnischen Arbeiten.

(2) Die Mitteilungspflicht gegenüber dem Liegenschafts­
dienst des zuständigen Rates des Bezirkes besteht auch, wenn 
die Urkundsvermessungsberechtigung erlischt, soweit das Er­
löschen nicht durch Zeitablauf eintritt.

Regelung für Spezialvermessungseinrichtungen
§11

(IX Die Leiter der Vermessungseinrichtungen des Bergbaues 
und des Verkehrswesens sowie der sonstigen staatlichen Ver­
messungseinrichtungen, nachfolgend Spezialvermessungsein­
richtungen genannt, können die Zuerkennung der Urkunds­
vermessungsberechtigung für sich oder ihre Mitarbeiter be­
antragen. Der Antrag bedarf der Schriftform; er ist zu be­
gründen.

(2) Der Antrag ist an den Liegenschaftsdienst des Rates 
des Bezirkes zu richten, in dessen Bereich die Urkundsver­
messung ausgeführt werden soll. Der Antrag kann auch an 
den Liegenschaftsdienst des Rates des Bezirkes gerichtet wer­
den, in dessen Bereich sich der Sitz der Spezialvermessungs­
einrichtung befindet, sofern die Urkundsvermessungen in 
mehreren Bezirken ausgeführt werden sollen.

(3) Für den Inhalt des Antrages gilt § 10 Abs. 1 entspre­
chend.

(4) Die Zuerkennung der Urkundsvermessungberechtigung 
bedarf der Schriftform. Sie ist dem Leiter der Spezialvermes­
sungseinrichtung zu übergeben.

(5) Wird die Urkundsvermessungsberechtigung gemäß Abs. 2 
Satz 2 beantragt, hat der Leiter der Spezialvermessungsein­
richtung den Liegenschaftsdienst jedes Rates des Bezirkes, 
in dessen Bereich Urkundsvermessungen ausgeführt werden 
sollen, über die Zuerkennung der Urkundsvermessungsberech­
tigung zu informieren.

(6) § 10 Abs. 2 gilt entsprechend.

§12
(1) Die Zurückweisung des Antrages auf Zuerkennung der 

Urkundsvermessungsberechtigung bedarf der Schriftform. Sie 
ist zu begründen und dem Leiter der Spezialvermessungsein- 
richtüng zu übergeben.

(2) Gegen die Zurückweisung des Antrages auf Zuerken­
nung der Urkundsvermessungsberechtigung kann Beschwerde 
eingelegt werden. Der Leiter der Spezialvermessungseinrich­
tung ist darauf hinzuweisen, daß er Beschwerde einlegen 
kann.

(3) Die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 4 Wochen, 
gerechnet vom Tage des Zuganges der Zurückweisung, schrift­
lich unter Angabe der Gründe bei dem Leiter des Liegen­
schaftsdienstes des Rates des Bezirkes einzulegen, der den 
Antrag zurückgewiesen hat.


